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Nachrichten

Kanada hilft 

beim Terrorschutz
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Die schnell voranschreitende Ent- 

_ Wicklung von Technologien er­

möglicht es Terroristen, bei ihren 

Anschlägen verschiedenste Mas­

senvernichtungswaffen einzuset­

zen, von Nuklearwaffen bis hin zu 

biologischen Waffen. Jedoch gibt 

es in indonesien bisher kaum 

Möglichkeiten, derartige Waffen 

aufzuspüren und zu dekontaminie- 

ren. »Ein Großteil der Ausstattung 

kommt immer noch aus dem Aus­

land: Masken, Handschuhe und 

andere Geräte, die zum Schutz und 

zur Dekontaminierung notwendig 

sind«, so der Kommandant der 

Einheit für ABC-Waffen, Eddy Os- 

wantoro . Laut Oswantoro sind die 

Geräte qualitativ zum Teil schon in 

der Lage, Waffen aufzuspüren und 

sie zu dekontaminieren, jedoch sei 

die Menge an Gerätschaften noch 

nicht ausreichend, um die Nukle­

areinheit effektiv beim Schutz vor 

Terror durch Massenvernichtungs­

waffen zu unterstützen.

Die kanadische Regierung hat 

den Kampf gegen die terroristische 

Nutzung von Massenvernich­

tungswaffen in Indonesien unter­

stützt. In einem Abkommen im 

Jahre 2004 hatte sich die kanadi­

sche Regierung bereit erklärt, In­

donesien zu diesem Zweck Schutz­

kleidung zur Verfügung zu stellen. 

Die jetzige erneute Unterstützung 

sei eine Fortsetzung des gemein­

samen Abkommens zwischen der 

kanadischen und indonesischen 

Regierung zur Terrorbekämpfung, 

so John Holmes, der kanadische 

Botschafter für Indonesien. Zusätz­

lich zur Schutzkleidung hatte die 

kanadische Regierung auch ein 

Nukleartraining für Regierungsbe­

amte, Polizei und Militär in Indo­

nesien durchgeführt, an dem rund 

200 Personen teilnahmen.

vgl. Antara, 14.5.07

Erdbebenopfer noch m Zeltlagern

Es ist nun fast ein Jahr her, seit das 

Erdbeben Yogyakarta und einige 

andere Regionen in Zentraljava 

erschüttert hat, aber immer noch 

leben Tausende der Opfer in Zel­

ten. Nach offiziellen Angaben 

müssen derzeit noch über 3.500 

Familien in Not-Behelfszelten 

nächtigen. Danang Parikesit, Sek­

retär des nationalen technischen 

Teams für den Wiederaufbau in 

Yogyakarta, sagte, dass die Zahl 

von 3.500 Familien auf einer Be­

fragung basiere, die im April 2007 

abgeschlossen war. Einige der 

Erdbebenopfer, die immer noch in 

Zelten leben, kommen aus Bantul 

im Süden von Yogyakarta. Su- 

kamto, der im Dorf Terong in 

Bantul wohnt, sagte, er wohne 

immer noch in einer behelfsmäßi­

gen Behausung aus Bambus, die 

mit Hilfe einer NGO gebaut wor­

den sei. »Man kann mein zerstör­

tes Haus noch nicht wieder be­

wohnen, denn der Wiederaufbau 

ist noch nicht abgeschlossen«, so 

Sukamto. Ähnlich wie Sukamto 

geht es auch vielen anderen Men­

schen, die in Bantul leben. Der Be­

zirksvorsteher bestritt jedoch, dass 

die Bewohner Bantuls immer noch 

in Not-Behelfszelten wohnen. Er 

erklärte, diese Zelte gäbe es in der 

Tat noch, sie dienten aber lediglich 

zur Lagerung von Waren. »Die Be­

wohner leben in Häusern, die 

wieder aufgebaut wurden oder 

wenigstens in Behelfs- 

Unterkünften.«

vgl. Tempointeractive, 14.05.07

1.300 Überseearbeiter im Irak

£W:i

Nach Schätzungen von Jumhur Hi- 

dayat, Vorsitzender der Nationalen 

Agentur für Unterbringung und 

Schutz indonesischer Überseear­

beiter (BNP2TK1), sind ungefähr 

1.300 indonesische Überseear­

beiter im Irak tätig. Sie seien in 

dieses Land über Jordanien und 

Syrien eingereist und hätten die 

entsprechenden indonesischen 

Servicestellen nicht passiert. »Die 

meisten von ihnen arbeiten illegal 

als Hausmädchen. Aber wir ken­

nen die genaue Zahl nicht, da sie 

illegal gekommen sind«, so Jumhur 

gegenüber Tempo. Er sagte weiter, 

dass es in Indonesien eine Menge 

an Arbeitsagenten gäbe, die nach 

Leuten suchten, die in Jordanien 

arbeiteten. Jumhur bestätigte, dass 

fast alle dieser Agenten illegal sei­

en. Sie besäßen keine Lizenz von 

der Regierung.«Einige haben wir

bereits gefasst«, sagte er. Gemäß 

Luhur befinden sich die meisten 

indonesischen Arbeiter im Irak in 

sicheren Regionen, aber es sei 

nicht auszuschließen, dass einige 

von ihnen in Konfliktregionen ar­

beiteten. »Das Problem ist, dass 

wir nicht wissen, wo sie sich befin­

den«, erklärte Jumhur.

Die indonesische Regierung 

hatte bereits an die jordanische 

Regierung geschrieben und darum 

gebeten, dass sie nicht so schnell 

eine Arbeitserlaubnis an indonesi­

sche Arbeiter ausstellen sollten.

Die Regierung hatte Jordanien e- 

benfalls gebeten, jeden in Jorda­

nien beschäftigten Arbeiter nach­

zuprüfen. Jumhur sagte, weder 

Syrien noch Jordanien hätten bis­

her auf den Brief geantwortet.

vgl. Tempointeractive.com, 14.5.07
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Nachrichten 1
Besorgnis über Finanzkrise in Asien

Die Finanzminister Asiens sind be­

sorgt, dass es zu einer erneuten 

Finanzkrise in der Region kommen 

könnte. Den Ministern zufolge sind 

die ökonomischen Bedingungen 

ähnlich wie die von 1997. Als zu 

beobachtender Hauptindikator gilt 

ein großer Kapitalzufluss aus ver­

schiedensten Ländern in die asiati­

sche Region. Laut der indonesi­

schen Finanzministerin Sri Mulyani 

Indrawati stammen diese Informa­

tionen von dem 40. Jahrestreffen 

der Asiatischen Entwicklungsbank 

in Kyoto vom 4. bis 8. Mai. Wäh­

rend des Treffens wurde diskutiert, 

wie sich der asiatische Markt zehn 

Jahre nach der Krise zeigt und wie 

die Zukunft Asiens aussieht. Die 

Ministerin sagte, das Problem be­

stehe darin, dass mehrere Länder 

aufgrund des Kapitalzuflusses un­

ter Druck gerieten, so dass die 

Währungen stärker würden, so wie 

die thailändische und die indische. 

»Thailands Bäht und die indische 

Rupie erleben beide eine Höher­

bewertung, obwohl sie beide be­

deutende Länder sind«, so Sri 

Mulyani in Jakarta am 13. Mai. 

Laut der Ministerin müsse Indone­

sien Sorge tragen, dass sich die 

Krise von vor zehn Jahren nicht 

wiederholt. Hingegen sage Anggito 

Abimanyu, Vorsitzender der A- 

gentur für Finanzpolitik, die Gefahr 

einer Krise sei in diesem Jahr 

deutlich geringer als im Jahre 

1996. Damals erlebte Indonesien 

eine Wirtschaftskrise, weil nach 

dem Kapitalzufluss eine massive 

Kapitalabwanderung aus Indone­

sien folgte. »Der Unterschied ist, 

dass es heute keine Angaben mehr 

gibt, die nicht von der Regierung 

überprüft werden«, betonte Ang­

gito. Auch der Ökonom Fauzi Ich- 

san ist der Auffassung, die Sorge 

um eine zweite Finanzkrise in In­

donesien sei unbegründet. Die De­

visenreserve läge höher als die 

Summe des Kapitals, das kurzfristig 

in Indonesien investiert werde, so 

der Ökonom gegenüber der Zeit­

schrift Tempo. Gegenwärtig liegt 

die Devisenreserve bei 50 Milliar­

den US-Dollar, und somit unter 

der Summe des >heißen Geldesc 

das sich auf unter 50 Milliarden 

US-Dollar beläuft.

vgl. Tempointeractive.com, 14.5.07

Staatsanwälte fechten Newmont-Urteil an

Indonesische Staatsanwälte legten 

Berufung gegen das Urteil vom 

April 2007 ein, in dem das US- 

amerikanische Bergwerksunter­

nehmen Newmont von dem Vor­

wurf freigesprochen worden war, 

Tonnen arsen- und quecksilber­

haltiger Abfälle von der nunmehr 

stillgelegten Goldmine in Sulawesi 

in die Buyat-Bucht gepumpt zu 

haben. Die Staatsanwälte hatten 

beabsichtigt, den Geschäftsführer 

Richard Ness aufgrund dieser 

Vorwürfe für drei Jahre zu inhaf­

tieren. Ness und der indonesische 

Zweig der Firma Newmont, PT 

Newmont Minahasa Raya, wurden 

ebenfalls beschuldigt, die Gesund­

heit der Dorfbewohner geschädigt

und das Leben im Meer vergiftet 

zu haben. Newmont, das weltweit 

größte Goldbergbauunternehmen, 

hatte die Vorwürfe stets mit dem 

Hinweis zurückgewiesen, die Gifte 

seien ordnungsgemäß beseitigt 

worden und der Level an Queck­

silber und Arsen hätte die Tole­

ranzgrenze nicht überschritten.

»Wir haben beim Gerichtshof von 

Manado Berufung eingelegt«, 

sagte Oberstaatsanwalt Purwanta. 

Juristische Begründungen für die 

Berufung würden dem Indonesi­

schen Obersten Gerichtshof binnen 

zwei Wochen zugeschickt. Am 

7.5.2007 bestand die letzte Mög­

lichkeit, in Berufung zu gehen, 

vgl. Antara, 7.5.07, XFN-Asia, 7.5.07

Versuche zum Stopp 

des Schlammvulkans

Die indonesische Regierung will 

neue Methoden einsetzen, um den 

Schlammvulkan in der Nähe der 

zweitgrößten indonesischen Stadt 

Surabayain Ostjava, zu stoppen, so 

Berichte vom 12.5.2007. Die 

Schlammmassen hatten Dutzende 

Dörfer unter sich begraben, Tau­

sende Menschen wurden obdach­

los. Im Mai letzten Jahres waren 

zum ersten Mal Schlammfontänen 

in die Höhe geschossen, nachdem 

eine Probegasbohrung schief ge­

gangen war. Die Schlammmassen 

sprudeln weiterhin unaufhörlich 

aus dem Schlammvulkan, trotz 

permanenter Versuche, ihn zu stop­

pen. Der neueste Versuch basiert 

auf invertiertem Druck, der dort 

aufgebaut werden soll, wo sich der 

Aushub um den Krater herum ge­

bildet hat. »Wir hoffen, dass durch 

diese Methode das aus dem Gas­

brunnen austretende Volumen 

stark reduziert wird«, sagte Djoko 

Kirmanto, Minister für öffentliche 

Einrichtungen, nachdem er Präsi­

dent Susilo Bambang Yudhoyono 

am 12.Mai getroffen hatte.

In der Zwischenzeit waren viele 

Opfer des Schlammvulkans am 

12.5.2007 in den Hungerstreik 

getreten, nachdem sie verdorbe­

nen Reis erhalten hatten. »Das är­

gert uns am meisten: Wir haben 

darum gebeten, statt Essensratio­

nen Geld zu bekommen, aber die 

Firma scherte das nicht«, erklärte 

einer der vielen Menschen, die in 

Behelfsunterkünften leben.

Ein anderer Bewohner sagte, sie 

würden so lange protestieren, bis 

man auf ihre Forderungen eingin­

ge. Mehrere Gruppen hatten 

rechtliche Schritte gegen die lokale 

Bohrfirma PT Lapindo Brantas un­

ternommen, die offensichtlich bei 

einer Bohrung eine Erdschicht in 

mehreren Hunderttausend Fuß 

Tiefe durchbohrt hatte, die den 

Schlammstrom verursacht hatte. 

Menschen aus mehr als 13.000 

Haushalten mussten seit Mai 2006 

ihre Häuser verlassen und in Be­

helfsunterkünfte umziehen.

vgl. Antara, 13.5.07
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